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[POLITIK/ABSTIMMUNG

Das Volk folgt Bundesrat und Parlament
Das Schweizer Stimmvolk hat am 26. November zweimal im
Sinne von Regierung und Parlament entschieden - ziemlich

knapp für das Osthilfegesetz mit der umstrittenen Milliardenzahlung

an die neuen Mitgliedstaaten der Europäischen Union,
und sehr deutlich für landesweit einheitliche Familienzulagen.

Ja für die Osthilfe
Den erwarteten knappen Ausgang nahm die

Volksabstimmung über die Zusammenarbeit

mit den Staaten Osteuropas: Nur 53,4 Prozent

des Stimmvolkes und immerhin 15 Kantone

stimmten dem Osthilfegesetz zu, gegen
das die SVP und zwei kleine Rechtsgruppen
das Referendum ergriffen hatten. Die Kantone

der Westschweiz und die städtischen

Regionen der Deutschschweiz stimmten klar
dafür, die ländlichen Kantone der Innerschweiz

und der Ostschweiz ebenso deutlich dagegen.

Den höchstenJa-Stimmenanteil erzielten die

Waadt (61,5 Prozent), Basel-Stadt (60,5),
Genf und Jura (je 60,1). Die stärkste Ablehnung

kam aus den Kantonen Glarus (64,6),
dem Tessin (62,9), Schwyz (61,3) und Thur-

gau (5 6,7). Das Ständemehr war nicht
verlangt, wäre aber erreicht worden. Gegenüber
den Europa-Abstimmungen von 2005
(Schengen/Dublin und Personenfreizügigkeit) lag

die Zustimmung diesmal leicht tiefer. Verlierer

des Tages war die SVR die praktisch allein

gegen das Gesetz kämpfte. Es war dies die

dritte Niederlage in Folge dieser Rechtspartei

in einer Europa-Abstimmung. Mit demja

zum Osthilfegesetz kann die Schweiz ihren

bilateralen Weg nach Europa fortsetzen.

Ja für die Familienpolitik
Mit 68 ProzentJa-Stimmen wurde das

Bundesgesetz über die Familienzulagen klar

angenommen. Alle Kantone mitAusnahme von

Appenzell-Innerrhoden stimmten zu, am

deutlichsten der Kantonjura (83,7 Prozent),
das Tessin (75,8), Freiburg (75,8), Waadt

(75,6) und Basel-Stadt (70,6). Die Stimmbeteiligung

lag bei 44,4 Prozent. Ein Volksentscheid

wurde nötig, weil der Schweizerische

Gewerbeverband das Referendum ergriffen
hatte. Zu den Verlierern dieser Abstimmung
zählten auch der Schweizerische

Arbeitgeberverband, die SVP und die FDP Sieger waren

die SP, die CVP, die Grünen und die

Gewerkschaften. Das neue Bundesgesetz schafft

landesweit Mindeststandards für die Höhe

der Kinderzulagen und der Ausbildungszulagen

und vereinheitlicht die Anspruchsbedingungen.

In 22 Kantonen werden die

Familienleistungen gegenüber bisher verbessert.

Eine Million Kinder und Jugendliche profitieren

von den Familienzulagen. Die private
Wirtschaft leistet heute schon vier Milliarden
Franken für Kinderzulagen und muss nun
weitere 455 Millionen Franken erbringen. Der

Spielraum für neue familienpolitische Begehren

ist damit eher kleiner geworden. RR

60,1%
68,3%

Ja-Anteile der Schweizer Kantone bei
der Osthilfe und bei der Kinderzulage:

60,5%

Kommentar: ZweimalJa

Es war ein wichtiger Urnengang: Mit dem

Ja zum Bundesgesetz über die Zusammenarbeit

mit den Staaten Osteuropas kann

die Schweiz ihre bisherige Europapolitik

fortsetzen. Das bilaterale Verhältnis zur

Europäischen Union entspricht dem

langjährigen Willen des Volkes und wird von

der Schweizer Wirtschaft getragen. Doch

auch diesmal zeigte sich, wie unsicher

diese bilateralen Beziehungen sind. Nur

53 Prozent Zustimmung bei einer

europapolitischen Vorlage sind wenig, jede neue

Volksabstimmung kann diesen Kurs

gefährden. Dabei ist die Schweiz auf die gute

Nachbarschaft mit Brüssel angewiesen -
bei der Anpassung oder Ratifizierung
bestehender Verträge oder bei neuen Abkommen.

Schon im nächsten Jahr steht die

Europapolitik von Bundesrat und Parlament

erneut zur Diskussion, wenn es um

die Ausweitung der Personenfreizügigkeit

auf Rumänien und Bulgarien geht. Zudem

kann das Volk über den Personenverkehr

mit der Europäischen Union noch einmal

grundsätzlich befinden. Es macht deshalb

Sinn, jetzt den zehn neuen EU-Mitgliedsländern

eine Milliarde Franken für gezielte

Aufbauhilfe gewährt zu haben.

Vorlagen zur Förderung der Familienpolitik

haben es in unserem Land leicht. Mehr

als zwei von drei Stimmberechtigten und

fast alle Kantone haben das Bundesgesetz

über die Familienzulagen angenommen.

Mindestens 200 Franken für Kinderzulagen

und 250 Franken für die Ausbildung

pro Kind und Jahr kommen nun den Familien

zugute. Begünstigt sind alle Eltern, ob

sie voll oder teilweise oder (unter
Bedingungen) gar nicht arbeiten. Die etwas

höheren Zulagen sind für Familien in einfachen

Verhältnissen eine wertvolle Hilfe.

Rund 5000 Franken für eine vierköpfige

Familie im Jahr sind kein Almosen. Kinder-

und Ausbildungsgeld ist das Eine,

Massnahmen für die bessere Vereinbarkeit von

Beruf und Familie sind das Andere. Die

politische Linke und die CVP fordern jetzt
eine eidgenössische Familienpolitik. Nach

dem national geregelten Mutterschaftsurlaub

steht der Ausbau von Tagesschulen

und Kinderkrippen auf der Wunschliste.

Weihnachten das ganze Jahr? rolf ribi
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